
 
Auszug aus der Niederschrift 
über die 05. Sitzung des Ausschusses für Familie, Sicherheit und 
Gleichstellung am 30.05.2017  
 
 
Zu TOP : 4.2  
Europäische Städte-Koalition gegen Rassismus (ECCAR) 
Einreicher: Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
Vorlage: AN 0038/2016  
Frau Schmuck, Migrations- und Integrationsbeauftragte der Hansestadt Stralsund, ist bei der 
Sitzung zu Gast. 
 
Sie gibt einen Überblick über den aktuellen Stand bezüglich des Beitritts in die Städte- 
Koalition gegen Rassismus und den dazugehörigen 10-Punkte-Plan. 
Dabei geht sie auch auf eine mögliche Erweiterung ihres Tätigkeitsbereichs ein.  
 
Frau Schmuck erläutert, dass sie sich im Einvernehmen mit der Stadtverwaltung bereit 
erklären würde, die Aufgabe der Städte-Koalition gegen Rassismus zu übernehmen. 
Sie merkt an, dass es noch ein Finanzierungsproblem gebe. Stralsund müsste einen 
Mitgliedsbeitrag in Höhe von 500 € plus Reisekosten entsprechend dem jeweiligen Reiseziel 
in den Haushalt einstellen. 
 
Frau Schmuck betont, dass die Stadtverwaltung die Mitgliedschaft sehr befürwortet, da 
schon die 2 Partnerstädte Kiel und Malmö Mitglieder in der Koalition sind. 
 
Frau Dr. Stahlberg hinterfragt, ob Frau Schmuck mit ihrem neuen Tätigkeitsbereich 
ausreichend Zeit für ihre eigentliche Aufgabe hat. 
 
Frau Schmuck erläutert, dass das Erstellen und die Durchführung des 10-Punkte-Plans nicht 
allein in ihrem Tätigkeitsfeld liegen und sich dadurch Aufgaben diesbezüglich aufteilen 
lassen. 
 
Frau Kindler verdeutlicht, dass das UNESCO-Emblem als Zeichen für dieses Programm 
steht. Sie erläutert, dass viele Menschen sich bereits im Ehrenamt gegen Rassismus 
engagieren, jedoch fehlt die entsprechende Koordinierung dieser ehrenamtlichen 
Tätigkeiten. 
 
Sie freut sich über die positive Rückmeldung von Frau Schmuck. 
 
Frau Schmuck führt aus, dass der kommunale Präventionsrat sowie das Regionalzentrum für 
demokratische Kultur als Ansprechpartner bzw. Kooperationspartner berücksichtigt werden 
können. 
Aus ihrer Sicht ist der Beitritt in die Städte-Koalition ein wichtiger Standortfaktor für 
Stralsund. 
 
Frau Tiede erkundigt sich, an wen Frau Schmuck die Arbeit für die Städte-Koalition 
delegieren wird. 
Diese antwortet, dass die von ihr bereits genannten Kooperationspartner sowie die SWG 
mbH, die AWO und das Kreisdiakonische Werk mit ihr zusammen arbeiten werden. 
 
Frau Tiede hinterfragt die Richtlinien für Unternehmen des Immobilienmarktes zur 
Bekämpfung der Diskriminierung beim Verkauf bzw. Vermieten von Wohnraum. 
Sie informiert sich, ob bei Verstoß der Richtlinien Konsequenzen folgen würden. 



Frau Schmuck entgegnet, dass sich keiner dazu verpflichtet, aber einige 
Wohnungsgenossenschaften freiwillig dazu bereit erklären, der Diskriminierung entgegen zu 
wirken. 
Frau Kindler erinnert, dass sich die Unternehmen, welche sich freiwillig bereit erklärt haben, 
als solche melden werden. 
 
Frau Dr. Stahlberg möchte darauf aufmerksam machen, dass es sich hierbei um keine 
Pflichtaufgabe handelt. 
 
Frau Kindler weist darauf hin, dass die Hansestadt Stralsund von dem großen Bündnis 
profitieren wird. 
 
Frau Friesenhahn dankt Frau Schmuck für ihre Einsatzbereitschaft. 
 
Frau Dr. Stahlberg fasst zusammen und stellt folgenden Prüfauftrag an die Verwaltung. 
 
 
Die Verwaltung wird beauftragt zu prüfen: 
 
Ist es möglich, die neuen Aufgaben bezüglich der Städte-Koalition gegen Rassismus 
(ECCAR) in das Stellenprofil von Frau Schmuck mit dem Budget von 500€ Mitgliedsbeitrag 
sowie den Reisekosten zu integrieren.  
 
 
Frau Quintana Schmidt befürwortet, das geplante Vorhaben in die Tat umzusetzen. 
 
Frau Dr. Stahlberg fügt hinzu, dass eine Deckungsquelle zu benennen ist. 
 
Frau Kindler merkt an, dass das erforderliche Budget laut Aussagen von Herrn Albrecht im 
Stellenprofil verankert sei. 
 
Frau Dr. Stahlberg stellt den oben genannten Prüfauftrag zur Abstimmung. 
 
Abstimmung: 8 Zustimmungen 0 Gegenstimmen 0 Stimmenthaltungen 
 
 
 
für die Richtigkeit der Angaben: gez. i.A. Constanze Schütt 

Stralsund, 14.06.2017 
 
 
 
 
 
  


